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D er Grosse Rat wird voraus-
sichtlich im nächsten
Jahr über die Volksinitia-
tive «Für eine naturver-
trägliche und ethische

Jagd» beraten. Die Initiative verlangt 
insgesamt neun Anpassungen im kan-
tonalen Jagdgesetz (siehe Kasten).
Eines der Hauptziele der Initiative ist 
die Abschaffung der Sonderjagd.

Für das Kantonsparlament wird das 
Traktandum Jagdinitiative also ein
Stück weit Repetition sein. Denn schon 
im Frühjahr dieses Jahres hatte es die 
sogenannte Sonderjagdinitiative be-
handelt, die ebenfalls die oft kritisierte 
Jagd vom 7.November bis 20. Dezem-
ber verbieten wollte. Die Volksvertreter 
waren damals dem Antrag der Bünd-
ner Regierung gefolgt und hatten die 
Initiative nach vierstündiger Debatte 
mit 79:36 Stimmen für ungültig er-
klärt. Begründung: Die Initiative stehe 
in offensichtlichem Widerspruch zu
übergeordnetem Bundesrecht.

Zu diesem Schluss waren zuvor
schon zwei von der Regierung in Auf-
trag gegebene Rechtsgutachten gekom-
men. Derzeit liegt die Sonderjagdinitia-
tive beim Verwaltungsgericht, ein all-
fälliger Weiterzug ans Bundesgericht 
ist von den Initianten angekündigt.

Neues Rechtsgutachten 
Bei der Volksinitiative «Für eine natur-
verträgliche und ethische Jagd» ist die 
Frage nach der Rechtsgültigkeit noch 
ungeklärt. Die Initianten sind der Re-
gierung aber schon mal zuvorgekom-
men und haben ihrerseits ein Rechts-
gutachten erstellen lassen, das der
«Südostschweiz» vorliegt. Der Gutach-
ter, Rechtsanwalt Michael Kneller,
kommt darin zu folgendem Schluss: 

«Insgesamt kann der Initiative daher 
nichts entnommen werden, das sie als 
ungültig erscheinen liesse.» Der Klos-
terser Jurist hatte bereits für die Son-
derjagdinitiative ein Rechtsgutachten 
erstellt. Er hatte auch damals keinen 
offensichtlichen Verstoss gegen Bun-
desrecht erkennen können.

Wildhüter statt Jäger
Die Ausgangslage der beiden genann-
ten Initiativen ist aber nicht identisch.
Die Volksinitiative «Für eine naturver-
trägliche und ethische Jagd» ist gemäss
ihrem Wortlaut eine allgemeine Anre-

gung. Die Sonderjagdinitiative war hin-
gegen als Gesetzestext ausformuliert
und hatte konkrete Alternativvorschlä-
ge gemacht, wie die Sonderjagd ersetzt 
werden könnte. Diese Vorschläge wa-
ren gemäss dem wildbiologischen
Rechtsgutachten der Regierung aber
nicht ausreichend, um den Wildbe-
stand so zu regulieren, dass sich damit 
die von Wildtieren verursachten Schä-
den an Wald und Landwirtschaft auf 
ein tragbares Mass begrenzen liessen.
«Die Initiative hat einfach eine Verlän-
gerung der Hochjagd um vier Tage ver-
langt und im Gegenzug die Jagd im No-

vember und Dezember verbieten wol-
len. Das ergibt kein alternatives, funk-
tionierendes System», erklärte damals 
Regierungsrat Mario Cavigelli im Inter-
view.

Die neue Volksinitiative gegen die 
Sonderjagd lässt der Regierung in die-
sem Punkt freie Hand. Im Rechtsgut-
achten heisst es dazu: Dem Regie-
rungsrat beziehungsweise dem Gros-
sen Rat steht es frei, im Rahmen der 
Verlängerung der Schonzeit es bei-
spielsweise der Wildhut zu gestatten,
als letztes Mittel regulierende Abschüs-
se durchzuführen. Anstelle der Jäger 

könnte nach Ablauf der Hochjagd also 
die Wildhut nochmals auf die Pirsch 
gehen.

«Zeit, dieses System zu überdenken»
Die Initianten Marion Theus und Mar-
cus Duff vom Verein Wildtierschutz
Schweiz glauben allerdings nicht, dass
die Wildhut zu diesem Mittel wird

greifen müssen. «Der intensive Jagd-
druck sorgt beim Rotwild heute für
eine grössere Reproduktion. Würde
der Jagddruck verringert, stiegen die
Bestände anfangs zwar an, doch wür-
den sie sich mit der Zeit auf einem tie-
feren Niveau einpendeln», ist Theus
überzeugt. Und Duff findet: «Das Wild
wird in Graubünden immer mehr be-
jagt, trotzdem nehmen die Bestände
weiter zu. Es ist Zeit, dieses System zu
überdenken.»

Gang ans Gericht angekündigt
Die Sonderjagd findet in der heutigen 
Form seit 1986 statt. 1994 hatte erst-
mals eine Initiative die Abschaffung 
der Sonderjagd gefordert. Das Volksbe-
gehren wurde vom Grossen Rat eben-
falls für ungültig erklärt. Bisher wurde 
im Kanton also noch keine Urnenab-
stimmung zur Frage der Abschaffung 
der Sonderjagd durchgeführt. Sollte
auch die Volksinitiative «Für eine na-
turverträgliche und ethische Jagd»
vom Grossen Rat für ungültig erklärt 
werden, kündigte der Verein Wildtier-
schutz Schweiz bereits den Gang durch 
alle gerichtlichen Instanzen an.

Der nächste Angriff auf die Sonderjagd
Der Verein Wildtierschutz Schweiz geht in die Offensive. Ein Rechtsgutachten bescheinigt die Gültigkeit seiner Volksinitiative 
«Für eine naturverträgliche und ethische Jagd». Aus dem Scheitern der Sonderjagdinitiative wurden die Lehren gezogen.

Auf zur Jagd! Schon zu Beginn der heutigen Hochjagd  ist klar, dass der Jagdplan auch dieses Jahr nicht ohne Sonderjagd erfüllt werden kann. Bild Archiv

Jagdbeginn für 5400
Jäger und Jägerinnen 
Heute beginnt die Bündner
Hochjagd, sie dauert bis am
30. September. Zwischen dem
13. bis 21. September gibt es einen
Unterbruch der Jagd. 5200 Jäger
und 200 Jägerinnen haben das
Jagdpatent für die diesjährige
Jagd gelöst. Die Zahl der Jäger ist
das letzte Jahrzehnt stabil.
Aufgrund des ausserordentlich ho-
hen Wildbestands in Graubünden
(geschätzt 16 000 Hirschtiere)
wurde der Abschussplan für die-
ses Jahr erhöht. Insgesamt sollen
die Jäger dieses Jahr 4975
Hirschtiere schiessen. In sechs
Regionen wurde der Abschussplan
für weibliche Tiere um 55 Prozent
erhöht. Um den Abschussplan zu
erreichen, wurden auch die Wild-
asyle angepasst. Einige wurden
verkleinert, andere erhielten eine
offene Grenze. In Letztere darf der
Jäger neu bis zu 150 Meter
hineinschiessen. (bcm)

Keine Sonderjagd, wenig Alkohol
Die Volksinitiative «Für eine naturverträgliche und 
ethische Jagd» formuliert neun allgemeine Anregungen zur Anpassung 
des kantonalen Jagdgesetzes:

1. Trächtige, führende Hirschkühe sowie Rehgeissen und ihre Jungen 
sind generell zu schützen.  

2. Fallen zum Töten und das Anfüttern von Tieren sind zu verbieten. 

3. Alle nicht vom Bundesrecht geschützten Vögel sind nicht jagdbar.  

4. Generelle Winterruhe für alle Wildtiere vom 1. November bis zum 
Beginn Hochjagd. 

5. Im Amt für Jagd und Fischerei, sowie in der Jagdkommission müssen 
Tierschützer/Jäger sowie Nichtjäger paritätisch vertreten sein. 

6. Bei der Ausübung der Jagd gelten die Blutalkoholgrenzen gemäss 
der Strassenverkehrsgesetzgebung.  

7. Die Jagdeignung und Treffsicherheit sind periodisch zu überprüfen 
(analog zur Fahreignung im Strassenverkehr). Ab 2016 darf nur bleifreie 
Munition verwendet werden.

8. Kinder bis zu 12 Jahren dürfen nicht auf die Jagd mitgenommen 
werden und dürfen schulisch nicht zur Jagd motiviert werden. 

9. Bei allen ausserordentlichen Schäden kann die Wildhut nur 
dann Regulierungen vornehmen, wenn alle anderen erdenklichen 
Schutzmassnahmen nicht zielführend sind. 
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